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Einleitung

A. Hintergrund und Fragestellung

„ ‚Drittprobleme‘ entstehen, wo zwei oder mehrere miteinander konkurrieren und 
der Staat durch Handeln gegenüber einem von ihnen mindestens faktisch zugleich 
den anderen trifft“1.

Solche „Drittprobleme“ entstehen nicht nur zwischen Nachbar:innen oder 
zwischen Unternehmen als wirtschaftlichen Konkurrent:innen, sondern eben-
falls zwischen politischen Parteien. Wie beispielweise Nachbar:innen um 
Nutzungen von Grund und Boden, Abstandsflächen, Luft, Wärme, Ruhe oder 
den Charakter eines Wohngebiets konkurrieren2 oder Unternehmen um Vor-
teile im Wettbewerb, Produkte und Aufträge, stehen auch politische Parteien 
miteinander in Konkurrenz. Das kann ganz praktisch beobachtet werden, ist 
aber auch in der Literatur anerkannt3. Die Güter, um die Parteien konkurrie-
ren, sind einerseits Wähler:innenstimmen und andererseits Mittel, durch die 
diese Stimmen bestmöglich gesammelt werden können – Aufmerksamkeit, 
Geld, Ämter, Plakatplätze, Sendetermine und so weiter. Viele dieser Güter, 
insbesondere Finanzmittel, stehen nicht endlos zur Verfügung oder sind nicht 
unendlich erweiterbar, es kann nicht jedes Bedürfnis der Konkurrent:innen 
gleichermaßen erfüllt werden. Die daher notwendigen Verteilungsentschei-
dungen bestimmter Güter treffen Dritte. Dies können Private sein wie 

1 Kunig, in: GS-Martens, S. 599 ff. (599), der sich auf Drittschutz im Baurecht, im 
Wirtschaftsverwaltungsrecht und im Beamtenrecht bezieht.

2 Ebenda.
3 Bukow/Jun, in: dies. (Hrsg.), Parteien unter Wettbewerbsdruck, S. 1 ff. (2); dies., 

in: Bukow/Jun/Niedermayer (Hrsg.), Parteien in Staat und Gesellschaft, S. 3 ff. (5 ff.); 
Franzmann, in: Bukow/Jun/Niedermayer (Hrsg.), Parteien in Staat und Gesellschaft, 
S. 51 ff.; Grewe, in: FS-Kaufmann, S. 65 ff. (67 f.); ders., Der Monat 3 (1951), 
S. 563 ff. (564); Grimm, in: HbdVerfR, § 14: Politische Parteien Rn. 6 ff.; Jülich, 
Chancengleichheit; Köhler, Parteien im Wettbewerb, 2006; Lipphardt, Gleichheit der 
politischen Parteien; Merten, in: Decker/Neu (Hrsg.), Handbuch der deutschen Par-
teien, S. 57 ff. (66); Morlok, in: FS-Tsatsos, S. 408 ff. (408); Offe, in: Roth (Hrsg.), 
Parlamentarisches Ritual, S. 26 ff.; Pieroth, in: Jarass/Pieroth (Hrsg.), GG, Art. 21 
Rn. 1; Pilniok, in: Bukow/Jun/Niedermayer (Hrsg.), Parteien in Staat und Gesell-
schaft, S. 87 ff.; Shirvani, Das Parteienrecht, S. 197 ff.; Streinz, in: v. Mangoldt/Klein/
Starck, GG, Art. 21 Rn. 17 f.; Volkmann, in: Friauf/Höfling (Hrsg.), BK-GG, Art. 21 
Rn. 15. Zur geschichtlichen Entwicklung der Parteienkonkurrenz in Europa siehe 
Lehmbruch, Parteienwettbewerb, S. 14 ff.
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Konsument:innen oder Wähler:innen, aber auch der Staat. Die Charakteristik 
solcher Verteilungsentscheidungen besteht darin, dass sie einerseits durch 
Konkurrenz erst hervorgerufen werden und andererseits wiederum Einfluss 
auf die Konkurrenzsituation ausüben und daher auch grundrechtsrelevant 
sein können. Deshalb muss der Gesetzgeber als Grundlage für die konkrete 
Verteilungsentscheidung durch die Verwaltung zunächst eine erste Grund-
satzentscheidung dort treffen, wo regelmäßig knappe Güter auf mehrere 
Konkurrent:innen stoßen, zum Beispiel beim Recht der Bodennutzung, bei 
Subventionen im Wirtschaftswettbewerb oder bei der Parteienfinanzierung. 
Diese wird dann durch Behörden mittels Einzelentscheidungen konkretisiert. 
Jede dieser abstrakten und konkreten Verteilungsentscheidungen bestimmt 
das sensible Verhältnis jeweils zwischen Nachbar:innen, Unternehmen oder 
Parteien und kann über Erfolge und Misserfolge (Konkurrenz) zumindest 
mitentscheiden. Besonders trifft dies zu, wenn es um die staatliche Verteilung 
von Geldmitteln geht, weshalb in dieser Arbeit die Verteilung staatlicher 
Mittel zur Parteienfinanzierung im Fokus steht.

Durch die staatlichen Verteilungsentscheidungen werden zweidimensionale 
Verteilungskonflikte zwischen Konkurrent:innen zu mehrdimensionalen 
Drittproblemen zwischen den Konkurrent:innen und dem Staat. Gegenüber 
Verteilungskonflikten zwischen Nachbar:innen oder Unternehmen haben sol-
che zwischen politischen Parteien die Besonderheit, dass Gesetzgeber und 
entscheidende Behörden regelmäßig nicht außerhalb der Konkurrenz stehen, 
sondern mittendrin: Auf Bundesebene ist der Bundestag als gesetzgebendes 
Organ parteipolitisch proportional der Wahlergebnisse mit Parteimitgliedern 
besetzt. Der:die Bundestagspräsident:in als gemäß des Parteiengesetzes für 
die staatliche Parteienfinanzierung zuständige Behörde gehört dem Bundes-
tag selbst an und wird von diesem gewählt. Sie entscheidet im gesetzlichen 
Rahmen über die Zuweisung von staatlicher Parteienfinanzierung, deren 
Umfang und über etwaige Sanktionierungen von Fehlern der Parteien im 
Zusammenhang mit deren Rechnungslegung. Diese Zuständigkeit wird in der 
rechtswissenschaftlichen Literatur, von internationalen Nichtregierungsorga-
nisationen und sogar vom ehemaligen Bundestagspräsidenten Wolfgang 
Schäuble (CDU) selbst als problematisch angesehen. Dieses Amt sei nicht 
parteipolitisch neutral und daher auch ungeeignet, Konflikte zwischen Par-
teien neutral zu entscheiden.4 Setzen Bundestagspräsident:innen die staat-

4 Bäcker, NVwZ 2000, S. 284 ff. (285); GRECO, Evaluierungsbericht über die 
Transparenz der Parteienfinanzierung in Deutschland, Thema II, 04.12.2009, abrufbar 
unter: https://www.bmj.de/SharedDocs/Downloads/DE/Fachinformationen/GRECO_ 
3.Runde_Evaluationsbericht_Thema2_deutsch.pdf;jsessionid=B12D43DAEEA6DA1
577026626CB291F20.1_cid289?__blob=publicationFile&v=4.pdf;jsessionid=B12D4
3DAEEA6DA1577026626CB291F20.1_cid289?__blob=publicationFile&v=4, zul. 
abgerufen am 20.04.2022, S. 25 f.; dass., Nachtrag zum zweiten Umsetzungsbericht 
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liche Parteienfinanzierung für die Parteien fehlerhaft fest oder unterlassen sie 
eine gesetzlich gebotene Sanktion, kann dies erhebliche finanzielle Nachteile 
für Parteien haben und spiegelbildlich erhebliche finanzielle Vorteile für an-
dere. Zu diesem sog. Problem der Entscheidungen in eigener Sache treten 
gerade bei der Parteienfinanzierung gesetzliche Grundsatzentscheidungen 
über die Verteilung hinzu, die der Behörde großen Entscheidungsspielraum 
einräumen. Gerade bei den Fragen, was Parteien einnehmen und ausgeben 
dürfen und wie darüber Rechenschaft abgelegt werden muss, trifft das Gesetz 
für viele Einzelfragen keine oder nur ungenaue Regelungen. Gleichzeitig hat 
die Bundestagsverwaltung als verwaltungstechnischer Unterbau der Bun-
destagspräsident:innen nur geringe Ermittlungskompetenzen und Ressourcen 
zur Überprüfung der Finanzierungsgrundlagen der Parteien zur Verfügung. 
Daher fordert der Bundesrechnungshof praxistaugliche Regelungen zum Bei-
spiel für die Frage, für was genau Fraktionen ihre Mittel ausgeben dürfen.5

Die Verteilungsentscheidung durch die Bundestagsverwaltung ist zugleich 
besonders sensibel. So geht es für die größeren Parteien regelmäßig um 
Summen im mindestens siebenstelligen Bereich.6 Aber auch die Sanktionie-
rungen durch die Bundestagsverwaltung betreffen sensible Finanzierungs-
interessen der Parteien. Ein Beispiel: Als im Herbst 2019 die Bundestagsver-
waltung unter der Leitung von Wolfgang Schäuble (CDU) Sanktionsbescheide 
gegen CDU, SPD, Grüne und Linke erließ, stimmten diese Bescheide in den 
Fällen der CDU und der FDP nicht mit der Summe überein, die zuvor der 
Bundesrechnungshof errechnet hatte – zugunsten dieser beiden Parteien. Es 
habe unzulässige Spenden an die Parteien gegeben, die laut Bundesrech-
nungshof Fraktionsgelder waren und die im Wahlkampf 2013 unzulässig 
für – teils kuriose – Parteiwerbung ausgegeben wurden: Kondome mit Frak-

zu Deutschland, 18.10.2017, abrufbar unter: https://rm.coe.int/dritte-evaluierungs 
runde-nachtrag-zum-zweiten-umsetzungsbericht-zu-deu/168078bd08, zul. abgerufen 
am 20.04.2022, S. 9; OSZE/ODIHR, Bundestagswahlen in Deutschland am 24. Sep-
tember 2017, in: OSZE/ODIHR, 27.11.2017, abrufbar unter: https://www.osce.org/
files/f/documents/9/3/363781.pdf, zul. abgerufen am 20.04.2022, S. 11; Pilniok, in: 
FS-Morlok, S. 413 ff.; Schönberger, in: FS-Morlok, S. 191 ff. (202 f.); Stoltenberg, 
Immer dem Verdacht der Befangenheit ausgesetzt, in: Das Parlament, 24.03.2014, 
abrufbar unter: https://www.das-parlament.de/2014/13_14/Innenpolitik/50084157-32 
6866, zul. abgerufen am 20.04.2022.

5 Becker/Röbel, Rüge für Bundestag: Rechnungshof zweifelt an Verfassungsmä-
ßigkeit von Fraktionsfinanzen, in: Spiegel Online, 12.01.2021, abrufbar unter: https://
www.spiegel.de/politik/deutschland/bundesrechnungshof-zweifelt-an-verfassungsmaes 
sigkeit-von-fraktionsfinanzen-a-aee63a6c-6f9c-402d-88a0-4f84a040d7bf, zul. abge-
rufen am 20.04.2022.

6 Vgl. Deutscher Bundestag, Festsetzung der staatlichen Mittel für das Jahr 2020, 
19.04.2021, abrufbar unter: https://www.bundestag.de/resource/blob/835922/0853db2
2122a388008ce071e287d8441/finanz_20-data.pdf, zul. abgerufen am 13.02.2022.

https://rm.coe.int/dritte-evaluierungsrunde-nachtrag-zum-zweiten-umsetzungsbericht-zu-deu/168078bd08,
https://rm.coe.int/dritte-evaluierungsrunde-nachtrag-zum-zweiten-umsetzungsbericht-zu-deu/168078bd08,
https://www.osce.org/files/f/documents/9/3/363781.pdf,
https://www.osce.org/files/f/documents/9/3/363781.pdf,
https://www.das-parlament.de/2014/13_14/Innenpolitik/50084157-326866,
https://www.das-parlament.de/2014/13_14/Innenpolitik/50084157-326866,
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